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BESCHLUSS DES VORSTANDS DER TSCHECHISCHEN RECHTSANWALTSKAMMER 

vom 12. Juni 2012,

durch den der Beschluss des Vorstands der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 7/2004 des Amtsblattes, über Durchführung der Aufbewahrung von Geld, Wertpapieren oder anderem Vermögen des Klienten durch den Rechtsanwalt, in der Fassung des Beschlusses des Vorstands der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr.  3/2008 des Amtsblattes, geändert wird
Der Vorstand der Tschechischen Rechtsanwaltskammer hat gem. § 44 Abs. 4 Buchst. b) und § 56a Abs. 4 des Gesetzes Nr. 85/1996 Smlg. über die Rechtsanwaltschaft, in der Fassung der späteren Vorschriften (nachfolgend „Gesetz“ genannt), Folgendes beschlossen: 

Art. I
Änderung des Beschlusses Nr. 7/2004 des Amtsblattes
Der Beschluss des Vorstands der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 7/2004 des Amtsblattes über Durchführung der Aufbewahrung von Geld, Wertpapieren oder anderem Vermögen des Klienten durch den Rechtsanwalt, in der Fassung des Beschlusses des Vorstands der Tschechischen Republik Nr. 3/2008 des Amtsblattes, wird folgendermaßen geändert:
1. Art. 1 Absatz 1 lautet:

„(1) Nach dieser Standesvorschrift richtet sich die Durchführung der Aufbewahrung von Geld, Wertpapieren oder anderem Vermögen durch den Rechtsanwalt aufgrund eines Vertrages mit dem Klienten, der Entscheidung eines Gerichts oder eines anderen Organs oder aufgrund einer anderen Tatsache. Der Vertrag mit dem Klienten bedarf schriftlicher Form.“.
Die Fußnote Nr. 1 wird aufgehoben, inklusive des Verweises auf diese Fußnote. Die Fußnote Nr. 2 wird als Fußnote Nr. 1 bezeichnet. 
2. Im Art. 2 Abs. 1 werden die Wörter „im Zusammenhang mit der Ausübung der Rechtsanwaltschaft“ aufgehoben.

3. Im Art. 2 Abs. 2 lautet der erste Satz: „Der Rechtsanwalt ist berechtigt, die Mittel des Klienten in bar gemäß Absatz 1 Buchst. a) höchstens bis zum Betrag von 350 000 CZK zu übernehmen.“.
4. Im Art. 2 Abs. 3 lauten der dritte und vierte Satz: „Aus der Bezeichnung des Kontos muss ersichtlich sein, dass auf ihm Mittel des Klienten deponiert sind, zum Beispiel durch Bezeichnung des Kontos mit Worten „Aufbewahrung beim Rechtsanwalt“. Für die Errichtung des Kontos laut dem ersten Satz schließt der Rechtsanwalt mit der Bank einen Vertrag ab, wobei ein selbstständiges Konto für jeden Klienten zwecks Aufbewahrung von Geld errichtet werden muss.“.

5. Im Art. 2 Abs. 4 lautet der dritte Satz: „Wird durch die Vorschrift nichts anderes festgelegt, zahlt der Rechtsanwalt die auf dem Konto eingelegten Mittel auf eine Art und Weise aus, die im Art. 2 Abs. 1 Buchst. a) bis c) angeführt ist; die Bestimmung Art. 2 Abs. 2 gilt sinngemäß für die Auszahlung der Mittel an den Klienten.“.
6. Art. 2 Abs. 5 werden die Wörter „(Art. 1 Abs. 1)“ aufgehoben.
7.  Hinter den Art. 2 werden neue Artikel 2a bis 2c hinzugefügt, die inklusive der Überschriften folgendermaßen lauten:
„Art. 2a

Kontrollsystem der Aufbewahrungen
(1) Die Tschechische Rechtsanwaltskammer (nachfolgend „Kammer“ genannt) bildet ein zur Kontrolle der Pflichten des Rechtsanwalts dienendes System bei Durchführung der Aufbewahrungen, insbesondere handelt es sich um seine Anmelde- und Auskunftspflichten (Art. 2b). Dadurch sind die Verpflichtungen des Rechtsanwalts laut Rechts- oder einer anderen Standesvorschrift nicht berührt.
(2) Für die Erfüllung der Pflichten laut Abs. 1 errichtet die Kammer für die Rechtsanwälte ein elektronisches Buch der Aufbewahrungen der Mittel des Klienten (nachfolgend „Buch“ genannt). Das Buch wird genauso wie ein fortlaufend nummeriertes Register der Aufbewahrungen geführt, die der Kammer in Übereinstimmung mit dieser Standesvorschrift angemeldet wurden.
Art. 2b

Auskunftspflicht des Rechtsanwalts
(1) Hat der Rechtsanwalt Mittel vom Klienten in die Aufbewahrung gem. Art. 2 Abs. 1 übernommen, so ist er verpflichtet, unverzüglich in das Buch folgende Angaben abzusenden:
a)
Vor- und Zuname und Registernummer des Rechtsanwalts,
b)
Aktenzeichen oder Vor- und Zuname des Klienten, oder ein anderes Kennzeichen, unter dem der Rechtsanwalt die entsprechende Geldaufbewahrung führt.
(2) Die Absendung der Angaben in das Buch durch den Rechtsanwalt darf nicht mit Gebühr belegt werden. 
(3) Die Pflicht des Rechtsanwalts laut Absatz 1 bezieht sich nicht auf die Mittel des Klienten, die aufgrund der Entscheidung eines Gerichts oder eines anderen Organs über einen Verfahrenskostenersatz angenommen wurden. 
Art. 2c
Aufsicht
Die Einhaltung der durch diese Standesvorschrift festgelegten Pflichten wird seitens des Kontrollrats laut § 46 Abs. 4 des Gesetzes beaufsichtigt.“.
8. Im Art. 4 wird der bisherige Text als Absatz 1 bezeichnet und wird um den Absatz 2 ergänzt, der lautet: 
„(2) Der Rechtsanwalt darf keine Haftung übernehmen und keine Darlehen oder Kredite aus den Mitteln des Klienten gewähren und die Aufbewahrung in seiner eigenen Sache durchführen.“.

Art. II

Wirksamkeit

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
JUDr. Martin Vychopeň, e. h.
Präsident
der Tschechischen Rechtsanwaltskammer
